
Sonnabend/Sonntag, 25./26. November 2017, Nr. 274 5POLITIK

Streit um Krankenhausplan

»Hocheffizient und marktreif«

Saarlands Regierung wollte den Kliniken Personalvorgaben machen. Dass sie es wirklich 
tut, erscheint immer fraglicher. Sauer sind die Pflegekräfte schon jetzt. Von Johannes Supe

Beratergremium der Regierung fordert Umstellung auf Elektroantriebe. Das könnte für viele teuer werden

Mehrfach hat sich die saarländi-
sche Gesundheitsministerin 
Monika Bachmann (CDU) 

für mehr Klinikpersonal im Land stark 
gemacht. So etwa im Januar, als ihr Res-
sort in einer Pressemitteilung verkün-
dete, dass die Landesregierung in den 
neuen Krankenhausplan »Mindestaus-
stattung für Pflegekräfte und Ärzte auf-
nehmen« werde. 1.000 weitere Pflege-
kräfte sollten in die Häuser des Landes 
kommen. Im März – der Wahltermin 
rückte immer näher und die Gewerk-
schaft Verdi erhöhte im Kampf um mehr 
Personal den Druck in den Kliniken– be-
kräftigte Bachmann ihre Forderungen 
erneut. Heute, acht Monate später, befin-
den sich die damaligen Koalitionspartei-
en wieder in der Regierung und Monika 
Bachman weiterhin im Amt. Doch die 
Anzeichen, dass es mit den versproche-
nen zusätzlichen Pflegekräften nichts 
wird, häufen sich.

Für einige Verärgerung hat bei Kran-
kenhausbeschäftigten und Verdi die Ver-
öffentlichung eines aktuellen Gutach-
tens gesorgt, das die Landesregierung 
aus CDU und SPD angefordert hatte. 
Mit diesem wollte die Koalition ihre 
Pläne prüfen lassen, den Kliniken im 
kommenden Krankenhausplan Perso-
nalvorgaben zu machen. Doch in der 
Expertise heißt es, die Regierung solle 
das Vorhaben weiter vertagen.

»Die Regierung darf sich auf keinen 
Fall an das Gutachten halten«, sagte Ge-
werkschaftssekretär Michael Quetting 
am Freitag gegenüber jW. Die Beschäf-
tigten in den Kliniken bräuchten drin-
gend eine Entlastung. Derzeit seien viel 
zu wenige Pflegekräfte auf den Statio-
nen, was häufig dazu führe, dass sie sich 
nachts alleine um Dutzende Patienten 
kümmern müssten. Falle eine Kollegin 
aus, müssten bisweilen sogar – illegale – 
Doppelschichten geleistet werden.

Hintergrund der Auseinandersetzung 
ist die Erstellung des saarländischen 
Krankenhausplans, der voraussichtlich 
im Februar 2018 verabschiedet wird und 
bis 2025 gelten soll. Mit ihm sollen die 
Kliniken des Bundeslands wirtschaft-
lich abgesichert werden, es werden et-
wa Vereinbarungen über die Zahl der 
Betten eines Krankenhauses getroffen. 
Doch die Bundesländer können in ihm 

auch Qualitätsindikatoren festlegen. Auf 
diese Weise wäre es möglich – so die 
Argumentation von Verdi und bislang 
auch von Ministerin Bachmann –, den 
Kliniken Vorgaben zu machen, wie vie-
le Kollegen auf einer Station eingesetzt 
werden müssen.

Das von der Regierung angeforder-
te Gutachten der Beraterfirma »Akti-
va« kommt jedoch zu einem anderen 
Schluss. In ihm heißt es: »Der Wunsch, 
für das Saarland stationsbezogene Vor-
gaben zur Mindestbesetzung festzule-
gen, ist aus Gutachtersicht mit der Rea-
lität nicht vollständig vereinbar.« Auf 
vielen Stationen würde interdisziplinär 
gearbeitet, für diese Fälle zu planen sei 
kaum möglich. Ein weiteres zentrales 
Argument der Expertise: Es fehle in 
Deutschland an Untersuchungen, von 
denen Personalbesetzungen abgeleitet 
werden könnten. Der Regierung wird in 
der Folge empfohlen, mit Bestimmun-
gen zu warten, bis es sie auf Bundesebe-
ne gibt. Zudem solle »eine saarländische 
Expertengruppe« etabliert werden.

Eine Besserung der dramatischen Si-
tuation in den Kliniken werde so auf 

unbestimmte Zeit vertagt, so Gewerk-
schafter Quetting. Er habe in den ver-
gangenen Monaten bemerkt, dass die 
Saarländische Krankenhausgesell-
schaft – eine Lobbyorganisation der Kli-
nikbetreiber – sich gegen die Regelung 
eingesetzt habe. Das Gutachten könnte 
nun der Anlass für die Regierung sein, 
»unter dem Druck der Arbeitgeber ein-
zuknicken«. Allerdings habe sich die 
SPD von den Ergebnissen des Papiers 
enttäuscht gezeigt.

Im saarländischen Koalitionsvertrag 
von Union und Sozialdemokraten ist zu-
mindest die Möglichkeit enthalten, von 
früheren Zusagen abzuweichen. In ihm 
heißt es, in Anlehnung an die Äuße-
rungen der Gesundheitsministerin Bach-
mann, dass man Personalvorgaben an-
strebe. Doch der genaue Wortlaut könnte 
an dieser Stelle entscheidend sein: »Wir 
werden Qualitätsindikatoren und auf 
Gutachterbasis stationsbezogene Perso-
nalmindestzahlen im Rahmen der Kran-
kenhausplanung aufstellen.« Es wäre 
also zumindest denkbar, dass die Regie-
rung nun genau jenes Gutachten bekam, 
auf das sie spekuliert hatte: Eines, das 

es ihr ermöglicht, eben keine Vorgaben 
machen zu müssen.

Das Gesundheitsministerium streitet 
das ab. Von jW am Freitag danach ge-
fragt, ob man weiter an Mindestbeset-
zungszahlen festhalte, antwortete der 
Ministeriumssprecher Frederic Becker: 
»Dieses Ziel haben wir nach wie vor.« 
Eine angekündigte ausführlichere Ant-
wort steht noch aus, junge Welt wird 
berichten.

Immerhin einem unerwarteten Effekt 
des Gutachtens kann Verdi-Mann Quet-
ting etwas abgewinnen: »Es hat die Kol-
leginnen und Kollegen richtig wütend 
gemacht.« Tatsächlich enthält das Papier 
einen Passus, der den Pflegekräften die 
Fähigkeit abspricht, selbst erkennen zu 
können, ob zu wenige von ihnen auf Sta-
tion sind. Das, so Quetting, sporne die 
Beschäftigten weiter dazu an, sich einzu-
setzen. Verdi verlasse sich nicht nur auf 
das Handeln der Regierung. Im Saarland 
kämpfe man auch in den Betrieben um 
Tarifverträge, in denen Personalvorga-
ben festgeschrieben werden sollen. Die-
se Auseinandersetzungen könnten sich 
nun weiter verschärfen.

Der von der Bundesregierung 
berufene Sachverständigen-
rat für Umweltfragen (SRU) 

hat eine Verkehrswende eingefordert. 
Der Verkehrssektor habe bisher keinen 
Beitrag zur Senkung der Treibhausgas-
emissionen geleistet. Notwendig sei 
daher eine Kombination aus Stärkung 
des öffentlichen Sektors, Verkehrsver-
meidung und einer  Elektrifizierung des 
Individualverkehrs. Bis 2025 sollten 25 
Prozent der Pkw und leichten Nutz-
fahrzeuge elektrisch angetrieben sein. 
Dafür müsse die Ladeinfrastruktur 
ausgebaut werden. »Die Elektromo-
bilität ist hocheffizient und marktreif. 
Wir müssen jetzt zügig umsteigen«, 
so SRU-Mitglied Claudia Kemfert am 
Donnerstag. Die Ökonomin arbeitet 
am Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung. Um den zusätzlichen 
Strombedarf des Verkehrssektors be-

friedigen zu können müsse außerdem 
der Ausbau der erneuerbaren Energie-
träger beschleunigt werden.

Das SRU-Gutachten schlägt des 
Weiteren vor, dass die steuerliche Be-
vorteilung des Dieselkraftstoffes auf-
gehoben werden soll. Dieser sei öko-
logisch nicht zu rechtfertigen, auch 
angesichts der zum Teil hohen Schad-
stoffbelastungen in den Städten. Die 
Dieselprivilegierung habe dazu beige-
tragen, dass ein wachsender Teil der 
Pkw-Flotte immer schwerer geworden 
sei und mehr verbrauche. Tatsächlich 
liegen die Treibhausgasemissionen des 
Verkehrs, nachdem sie im letzten Jahr-
zehnt zurückgegangen waren inzwi-
schen wieder etwas über dem Niveau 
von 1990. Der geltende Klimaplan 
der Bundesregierung sieht jedoch vor, 
diesen Wert 2030 um 40 bis 42 Pro-
zent zu unterschreiten. Ein Mittel dazu 

könne auch eine flächendeckende und 
von der gefahrenen Strecke abhängige 
Lkw- und Pkw-Maut sein, meint der 
SRU.

Die Hoffnung dahinter ist offen-
bar, dass über den Kostenfaktor Teile 
des Verkehrs vermieden und ande-
re auf die Schiene verlagert werden 
können. Ohne eine soziale Kompo-
nente, zum Beispiel Verbilligung der 
Fahrkarten im öffentlichen Personen-
verkehr, hieße das allerdings auch, 
dass die Mobilität der ärmeren Teile 
der Gesellschaft zusätzlich einge-
schränkt wird.

Der verbleibende Straßenverkehr 
sollte nach Ansicht der Wissenschaft-
ler langfristig elektrisch angetrieben 
sein. Elektroautos böten so viele Vor-
teile, dass eine technologieneutrale 
Strategie für den künftigen Straßen-
verkehr wenig Sinn mache. Zum Bei-

spiel könnte künftig ja auch Strom in 
Gas umgewandelt und dieses dann in 
herkömmlichen Fahrzeugen mit Ver-
brennungsmotoren genutzt werden. 
Aufgrund der hohen Umwandlungs-
verluste wäre allerdings der Energie-
bedarf um mehr als das Fünffache 
größer als der eines batteriebetriebe-
nen Fahrzeugs. Für die für Elektro-
motoren benötigten endlichen Roh-
stoffe schwebt den Wissenschaftlern 
ein strengeres Recycling-Manage-
ment an. Ob das angesichts der Be-
grenztheit der globalen Ressourcen 
wie Kupfer, Kobalt, Lithium und sel-
tene Erden wirklich für den ganzen 
Planeten reicht, bleibt fraglich. Die 
deutschen Eliten versuchen jedenfalls 
schon seit geraumer Zeit, den welt-
weiten Zugriff auf Rohstoffe auch mi-
litärisch zu sichern.

 Wolfgang Pomrehn

Besser, man verlässt sich auf die eigene Stärke: Pflegekräfte streiken für mehr Klinikpersonal (Ottweiler, 11. Oktober)
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Hambacher Wald: Gericht 
erlaubt  Rodungen

Köln. Das Kölner Verwaltungsge-
richt hat Rodungen im Hamba-
cher Wald und die Fortführung 
des Braunkohletagebaus ge-
stattet. Die Richter wiesen am 
Freitag eine Klage des BUND 
in erster Instanz ab. Die Um-
weltschutzorganisation wollte 
die Fortführung des Tagebaus 
und Rodungen im uralten Wald-
gebiet in NRW verhindern. Der 
Vorsitzende Richter Holger 
Mauerer bedauerte vor dem 
Entscheid, dass der Energie-
konzern RWE und das beklagte 
Land Nordrhein-Westfalen 
einen Kompromissvorschlag 
des Gerichts abgelehnt hatten. 
Die Rodungen würden »zeit-
nah« beginnen, sagte ein Spre-
cher von RWE. 
 (dpa/jW)

Ledvance-Betriebsräte 
wollen um Jobs kämpfen
Augsburg. Betriebsräte des 
Lampenherstellers Ledvance 
haben Widerstand gegen die 
Schließung zweier deutscher 
Werke angekündigt. Das hat die 
IG Metall am Freitag mitgeteilt. 
Gesamtbetriebsrat, Konzern-
betriebsrat, die Betriebsräte 
der Standorte Berlin und Augs-
burg sowie die Gewerkschaft 
kritisierten den chinesischen 
Investor MLS scharf. Sie forder-
ten einen Erhalt der Standorte. 
Allein in Berlin will MLS laut 
der IG Metall 220 Beschäftigte 
auf die Straße setzen. Bis 2008 
waren die Bereiche, die heute 
zu Ledvance gehören, als Be-
standteil von Osram Teil des 
Siemens-Konzerns. In einer 
gemeinsamen Pressekonferenz 
in Augsburg kündigten die Be-
schäftigtenvertretungen an, für 
den Stellenerhalt kämpfen zu 
wollen. »Wir sind mit unseren 
Kolleginnen und Kollegen 
von Ledvance nach dem Sie-
mens-Verkauf durch viele un-
sichere Jahre gegangen und wer-
den bei ihrem Widerstand gegen 
die Standortschließungen an 
ihrer Seite stehen und sie kräftig 
unterstützen«, kündigte Klaus 
Abel, Erster Bevollmächtigter 
der IG Metall Berlin, an.  (jW)
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